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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Materialien in Deutschland für den Einbau in Straßenbeläge zugelassen 
sind;

2.  ob es hierbei Unterschiede hinsichtlich Autobahnen, Bundesstraßen, Landes-
straßen und kommunalen Straßen sowie zwischen inner- und außerörtlichen 
Straßen gibt;

3.  wie sich die Materialien hinsichtlich der Kosten beim Einbau sowie bei der Sa-
nierung unterscheiden;

4. wie sich die Materialien hinsichtlich ihrer Haltbarkeit unterscheiden;
5.  welche Kriterien bei der Auswahl des jeweiligen Straßenbelags bei Sanierun-

gen und Neubau von Straßen herangezogen werden;
6. wie diese Kriterien gewichtet werden;
7.		welchen	 Einfluss	 der	 Straßenbelag	 auf	 das	 Abfließen	 oder	 Absorbieren	 von	
Oberflächen-	 und	 Regenwasser	 und	 somit	 auf	 die	 Phänomene	 des	 Aquapla-
nings und der Gischt hat;

8.		welchen	Stellenwert	sie	der	Vermeidung	von	Aquaplaning	und	Gischt	bei	Sa-
nierung und Neubau von Straßen beimisst.
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B e g r ü n d u n g

Bei Autofahrten insbesondere auf Autobahnen und Bundesstraßen wechseln die 
Straßen-	und	Sichtverhältnisse	bei	gleichbleibendem	Regenwetter	oftmals	in	kur-
zen Abschnitten, was unter Umständen mit dem jeweiligen Straßenbelag zusam-
menhängt.	Der	Antrag	soll	der	Frage	nachgehen,	welchen	Einfluss	der	jeweilige	
Straßenbelag	auf	die	Straßen-	und	Sichtverhältnisse	bei	(Stark-)Regen	und	damit	
auf die Verkehrssicherheit hat.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 28. Mai 2024 Nr. VM2-0141.3-27/69/2 nimmt das Ministe-
rium für Verkehr zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Materialien in Deutschland für den Einbau in Straßenbeläge zugelas-
sen sind;

Die	Planung	von	Bauweisen	und	der	Einsatz	von	Baustoffen	richten	sich	nach	den	
allgemein	anerkannten	Regeln	des	Straßenbaus,	welche	in	Deutschland	durch	das	
Regelwerk	der	Forschungsgesellschaft	 für	Straßen-	und	Verkehrswesen	(FGSV)	
bestimmt	sind.	Im	Straßenbau	finden	grundsätzlich	folgende	Bauweisen	Anwen-
dung:	Asphalt-,	Beton-	und	Pflasterbauweise.

2.  ob es hierbei Unterschiede hinsichtlich Autobahnen, Bundesstraßen, Landes-
straßen und kommunalen Straßen sowie zwischen inner- und außerörtlichen 
Straßen gibt;

Es	bestehen	hierbei	Unterschiede.	Die	Betonbauweise	findet	beispielsweise	vor-
rangig	auf	hochbelasteten	Straßen	wie	Autobahnen	Anwendung,	die	Pflasterbau-
weise bei sehr geringen Verkehrsbelastungen auf Ortsstraßen. Im Bundes- und 
Landesstraßenbau	und	bei	 kommunalen	Straßen	wird	 in	der	Regel	Asphalt	 ein-
gebaut.

3.  wie sich die Materialien hinsichtlich der Kosten beim Einbau sowie bei der 
Sanierung unterscheiden;

Die	Materialkosten	variieren	stark	nach	dem	gewähltem	Material.	Asphalt	 ist	 in	
der	 Regel	 kostengünstiger	 im	 Einbau	 und	 in	 der	 Sanierung	 als	 Beton	 oder	 die	
Pflastersteinbauweise.	

4. wie sich die Materialien hinsichtlich ihrer Haltbarkeit unterscheiden;

Es	wird	davon	ausgegangen,	dass	Asphaltdeckschichten	je	nach	Beanspruchung	
und Ausführung etwa zwischen zwölf und mehr als 25 Jahren genutzt werden 
können.	Ausgenommen	hierbei	ist	der	Offenporige	Asphalt	mit	einer	max.	Le-
bensdauer von sechs bis zehn Jahren. Betonstraßen wird eine Lebensdauer von 
30	und	mehr	Jahren	zugesprochen.	Die	Lebensdauer	von	Pflasterbelägen	hängt	
stark	von	der	Beanspruchung	und	Ausführung	ab.
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5.  welche Kriterien bei der Auswahl des jeweiligen Straßenbelags bei Sanierun-
gen und Neubau von Straßen herangezogen werden;

6. wie diese Kriterien gewichtet werden;

Zu	 den	 Ziffern	 5	 und	 6	 wird	 aufgrund	 sachlicher	 Zusammenhänge	 gemeinsam	
Stellung genommen. 

Maßgebend für die Auswahl des Straßenbelags beim Neubau der Straßen sind die 
Richtlinien	 für	 die	 Standardisierung	 des	Oberbaus	 von	Verkehrsflächen	 (RSt0).	
Diese	 wurde	 2012	 erstveröffentlicht,	 die	 aktuelle	 Fassung	 stammt	 aus	 diesem	
Jahr.	Alternativ	können	dazu	die	Richtlinien	für	die	Dimensionierung	des	Ober-
baus	von	Verkehrsflächen	mit	Asphaltdeckschicht	(RDO)	und	die	Richtlinien	für	
die rechnerische Dimensionierung von Betondecken im Oberbau von Verkehrs-
flächen	(RDO	Beton)	verwendet	werden,	bei	denen	der	Oberbau	rechnerisch	di-
mensioniert und oder konstruktiv gelöst wird. 

Die	Wahl	des	jeweiligen	Fahrbahndeckenbelags	erfolgt	im	Regelfall	anhand	von	
technischen	 und	 wirtschaftlichen	 Gesichtspunkten.	 Mit	 berücksichtigt	 wird	 bei	
dieser	Entscheidung	die	Funktion	der	Verkehrsfläche,	die	Verkehrsbelastung,	die	
Lage	der	Verkehrsfläche	 im	Gelände,	die	Bodenverhältnisse,	die	vorhergehende	
Bauweise	und	der	Zustand	einer	zu	erneuernden	Verkehrsfläche	sowie	die	Bedin-
gungen, die sich durch die freie Strecke oder die geschlossene Ortslage ergeben.

7.		welchen	 Einfluss	 der	 Straßenbelag	 auf	 das	 Abfließen	 oder	 Absorbieren	 von	
Oberflächen-	 und	 Regenwasser	 und	 somit	 auf	 die	 Phänomene	 des	 Aquapla-
nings und der Gischt hat;

Das	 Oberflächenwasser	 wird	 in	 der	 Regel	 von	 der	 Fahrbahn	 abgeleitet.	 Einen	
Einfluss	auf	Aquaplaning	und	Gischt	haben	daher	die	Quer-/Längsneigung	bzw.	
die	Anrampungsneigung	und	das	Vorhandensein	von	Spurrinnen.	Eine	Ausnahme	
bildet	der	Offenporige	Asphalt.	Dieser	hat	im	Vergleich	zu	anderen	Asphaltbelä-
gen	 einen	 höheren	Hohlraumgehalt.	Das	Oberflächenwasser	 dringt	 in	 die	 obere	
Asphaltschicht	ein	und	fließt	erst	auf	der	darunterliegenden	Schicht	ab.	Bei	Re-
genwetter	wird	 die	 Sicht	 demzufolge	weniger	 durch	 die	 aufgewirbelten	 Sprüh-
fahnen der vorausfahrenden Autos beeinträchtigt. Eine weitere Ausnahme bilden 
Pflasterbeläge,	 diese	 werden	 vorwiegend	 als	 wasserdurchlässige	 Straßenbeläge	
ausgebildet.

8.		welchen	Stellenwert	sie	der	Vermeidung	von	Aquaplaning	und	Gischt	bei	Sa-
nierung und Neubau von Straßen beimisst.

Zur Vermeidung von Unfällen bzw. zur Minderung von Unfallfolgen werden im 
Vorfeld	von	Straßenbaumaßnahmen	die	Planungen	einem	Sicherheitsaudit	unter-
zogen. Das Sicherheitsaudit soll bewirken, dass neue, um- oder ausgebaute und 
bestehende Straßen im Hinblick auf die Verkehrssicherheit den Bedürfnissen aller 
Verkehrsteilnehmergruppen	gerecht	werden.	Bei	 einem	Sicherheitsaudit	werden	
u.	 a.	 straßenplanerische	Möglichkeiten	 zur	Vermeidung	 des	Aquaplaningeffekts	
wie	 zum	 Beispiel	 die	 Einhaltung	 der	 Mindestquerneigung,	 der	 Mindestanram-
pungsneigung	 oder	 der	 Mindestlängsneigung	 insbesondere	 in	 Verwindungsbe-
reichen	(Querneigungswechsel	der	Fahrbahn)	überprüft	und	möglichst	beseitigt.

Hermann
Minister für Verkehr
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